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Anlage 

Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Zwanzigsten Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 


1. Der Bundestag hat in seinem Gesetzesbeschluß 
zahlreiche inhaltlich nicht mit der Finanzreform 
zusammenhängende Verfassungsänderungen le- 
diglich aus verfahrensökonomischen Gründen 
miteinander verbunden. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß eine sach- : 
gerechte Entscheidung nur möglich ist, wenn die : 
einzelnen Materien in getrennten Abstimmun- | 
gen — wenn auch in einer Sitzung — behandelt i 
werden. ■ 

Er beantragt deshalb, die eigentliche Finanz- 
reform, die Haushaltsreform und auch die übri- 
gen Grundgesetzänderungen in jeweils formell 
getrennten Gesetzen zu regeln. 

2. Zu Artikel I Nr. 1 (Artikel 74) 

a) Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

,a) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 
7 a eingefügt: 

„7 a. die Ausbildungsbeihilfen;" ' 
Begründung 

Der Bundesrat hat schon in seiner Stellung- 
nahme beim ersten Durchgang des Finanz- 
reformgesetzes dargelegt, daß es Ziel dieser 
Änderung des Artikels 74 ist, die „Zersplitte- 
rung der Rechtsgrundlagen" und die erheb- 
lichen Unterschiede bei den Voraussetzun- 
gen für eine Förderung, bei den Bedarfssät- 
zen und den Einkommensgrenzen zu beseiti- 
gen. Die Bundesregierung hat in ihrer Ge- 
genäußerung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates dieser Auffassung des Bundes- 
rates zugestimmt und erklärt, daß nur 
eine einheitliche individuelle Ausbildungs- 
förderung ermöglicht werden solle. Sie hat 
trotzdem an ihrer Formulierung festgehal- 
ten, weil diese der Systematik der Verfas- 
sung mehr entspreche. Lediglich systemati- 
sche Bedenken rechtfertigen es aber nicht, 
eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
auch für die institutionelle Ausbildungsför- 
derung zu begründen. 

Da es sich hiernach nur darum handelt, eine 
Gesetzgebungszuständigkeit für die indivi- 
duelle Ausbildungsförderung zu schaffen, 
und weil darüber hinaus diese individuelle 
Ausbildungsförderung in erster Linie aus ge- 
sellschafts- und bildungspolitischen Gründen 
und nicht im Hinblick auf die wissenschaft- 
liche Forschung gewährt werden soll, ver- 
bietet sich eine Regelung innerhalb des Ar- 
tikels 74 Nr. 13. 


b) Buchstabe b ist zu streichen. 

Begründung 

1. Zu Artikel 74 Nr. 19 a 

Der Bundesrat sieht nach wie vor kein 
sachliches Bedürfnis, eine Gesetzgebungs- 
zuständigkeit des Bundes für die wirt- 
schaftliche Sicherung der Krankenhäuser 
und eine ausdrückliche Kompetenz für die 
Regelung der Krankenhauspflegesätze zu 
begründen. Er verweist insofern auf seine 
Stellungnahme im ersten Durchgang. Die 
Bundesregierung hat in ihrer Gegenäuße- 
rung zu der Stellungnahme des Bundes- 
rates (vgl. BT-Drucksache V/3515 — An- 
lage 3) darauf hingewiesen, daß der Bund 
keine Mittel für die Krankenhausfinan- 
zierung bereitstellen kann. Danach kön- 
nen die Gesetze, die der Bund auf Grund 
seiner neuen Kompetenz zu erlassen ge- 
denkt, nur darauf abzielen, die Höhe der 
Landeszuwendungen zu regeln und neben 
den Ländern auch anderen Leistungs- 
pflichtigen (zum Beispiel Landkreisen und 
Gemeinden) zusätzliche Lasten aufzuer- 
legen. Ein Bedürfnis für eine derartige 
Eingriffsmöglichkeit in das Verfassungs- 
und Finanzausgleichsgefüge der Länder 
besteht nicht. Bei einer angemesseneren 
Finanzausstattung wären die Länder und 
Gemeinden besser in der Lage, die wirt- 
schaftliche Sicherung der Krankenhäuser 
zu gewährleisten. 

2. Zu Artikel 74 Nr. 19 b 

Der Bundesrat verweist hierzu auf die 
Gründe für seine ablehnende Haltung im 
ersten Durchgang. Die Gegenäußerung 
der Bundesregierung hat keine Gesichts- 
punkte ergeben, die Veranlassung geben, 
den Standpunkt des Bundesrates zu än- 
dern. 

c) In Buchstabe c sind in Artikel 74 Nr. 22 am 
Ende die Worte „mit Fahrzeugen" durch die 
Worte „mit Fahrzeugen des Straßengüterver- 
kehrs" zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung dient der 
Klarstellung des vom Bundestag Gewollten. 
Der Bundestag will mit der Ergänzung des 
Artikels 74 Nr. 22 die Möglichkeit schaffen, 
„die Besteuerung des Straßengüterverkehrs 
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durch eine Gebührenregelung zu ersetzen", 
ohne damit eine Vorentscheidung für eine 
gebührenrechtliche oder steuerrechtliche Re- 
gelung zu treffen — vgl. ^ BT-Drucksache 
V/3605. Die hierzu vom Bundestag beschlos- 
sene Fassung geht jedoch insoweit über 
diese Zielsetzung hinaus, als sie es ermög- 
lichen würde, den gesamten Fahrzeugver- 
kehr einer Straßenbenutzungsgebühr zu un- 
terwerfen. 

Es ist daher erforderlich, die Ermächtigung j 
auf Fahrzeuge des Straßengüterverkehrs — j 
Werkverkehr und gewerblicher Güterver- ; 
kehr — zu beschränken. 


3. Zu Artikel I Nr. 2 (Artikel 75) 

a) In Buchstabe a ist Doppelbuchstabe aa zu | 

streichen. I 

! 

Begründung 

Der Bundesrat ist mit dem Bundestag der I 
Auffassung, daß eine Bildungsplanung not- , 
wendig ist. Inhalt und Grenzen dieses Be- 
griffs sind jedoch weitgehend unklar (vgl. j 
Bericht der Bundesregierung über den Stand 
der Maßnahmen auf dem Gebiet der Bil- 
dungsplanung — BT-Drucksache V/2166 S. 5). 
Bildungsplanung kann ihrem Wesen nach nur 
eine Rahmenplanung sein, die in engem Zu- 
sammenhang mit der Sachkompetenz stehen ! 
muß. Diese liegt nicht beim Bund, sondern 
bei den Ländern. Für eine Rahmenkompetenz | 
des Bundes ist deshalb kein Raum. Im übri- j 
gen werden die Länder bei der Bildungs- | 
Planung von Wissenschaftsrat und Bildungs- j 
rat unterstützt. In beiden Gremien ist auch 
die Bundesregierung angemessen vertreten. 
Sie hat damit die erforderliche Basis, um in 
gesamtstaatlichem Interesse bei der Bil- 
dungsplanung gebührenden Einfluß nehmen 
zu können. 

Auch eine rahmenrechtliche Regelung des 
Hochschulwesens ist nicht notwendig. Der 
Bundesrat ist der Auffassung, daß insbeson- 
dere bei der Hochschulverfassung ein hinrei- I 
ehender Spielraum für das produktive, an- i 
dere Lösungen nicht ausschließende Experi- 
ment erhalten bleiben muß. Soweit eine 
Koordinierung erforderlich ist, kommen die 
Länder dieser Aufgabe sachgerecht nach. I 

b) In Buchstabe a ist Doppelbuchstabe bb zu 
streichen. 

I 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlages zu Arti- 
kel I Nr. 1 Buchstabe b. ! 


4. Zu Artikel I Nr, 2 a — neu — (Artikel 76 Abs. 3 
Satz 1) 

Zu Artikel I Nr. 2 b — neu — (Artikel 77 Abs. 
2a- — neu • — ) 

In Artikel I sind nach Nummer 2 folgende Num- 
mern 2 a und 2 b einzufügen: 

,2 a. Artikel 76 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Vorlagen des Bundesrates sind dem Bun- 
destage durch die Bundesregierung inner- 
halb von sechs Wochen zuzuleiten." 

2 b. In Artikel 77 wird hinter Absatz 2 folgen- 
der Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Lehnt der Bundestag eine Vor- 
lage ab, so kann der Bundesrat die Einbe- 
rufung des in Absatz 2 vorgesehenen Aus- 
schusses verlangen; der Bundestag hat 
über die Vorlage zu beschließen, wenn der 
Ausschuß es vorschlägt. Das gleiche gilt, 
wenn der Bundestag über eine Vorlage 
des Bundesrates sechs Monate vor Ablauf 
der Wahlperiode und mindestens sechs 
Monate nach Zuleitung noch nicht be- 
schlossen hat." ' 

Begründung 

Nach geltendem Recht hat der Bundesrat keine 
Möglichkeit, die Bundesregierung zu veranlas- 
sen, eine Initiativvorlage des Bundesrates in- 
nerhalb einer bestimmten Frist an den Bundes- 
tag weiterzuleiten. Um dem Initiativrecht des 
Bundesrates die nötige verfassungsrechtliche 
Wirksamkeit zu verleihen, sollte die Bundes- 
regierung gehalten sein, Initiativgesetzentwürfe 
des Bundesrates innerhalb der gleichen Sechs- 
Wochen-Frist, der der Bundesrat unterworfen 
ist, an den Bundestag weiterzuleiten. 

Darüber hinaus sollte dem Bundesrat das Recht 
auf Anrufung des Vermittlungsausschusses ge- 
geben werden, wenn der Bundestag eine Initia- 
tivvorlage des Bundesrates ablehnt, oder aber, 
wenn er vor Abschluß der Legislaturperiode 
nicht darüber beschlossen hat. 


5. Zu Artikel I Nr. 3 (Artikel 91 a) 

a) In Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 sind nach den 
Worten „wissenschaftlichen Hochschulen" 
die Worte „einschließlich der Hochschulklini- 
ken" einzufügen. 

Begründung 

Der Bundesrat nimmt Bezug auf die Begrün- 
dung für diesen Änderungsantrag im ersten 
Durchgang. Mit dem Wortlaut des Artikels 
91 a und mit dessen Zielsetzung ist es nicht 
vereinbar, etwa für die Hochschulkliniken 
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entgegen der Bestimmung in Absatz 4 Satz 1 
eine geringere Bundesbeteiligung als 50 v. H. 
vorzusehen. Das ist auch in den Beratungen 
der Bundestagsausschüsse grundsätzlich an- 
erkannt worden. Dennoch läßt die Begrün- 
dung des Bundestags diese Möglichkeiten 
offen. Eine entsprechende Klarstellung in 
Artikel 91 a Abs. 1 Nr. 1 ist daher geboten. 

b) In Artikel 91 a Abs. 3 sind die Worte 

es kann Bestimmungen über den Erlaß 
von allgemeinen Richtlinien zur Durchfüh- 
rung der Rahmenpläne treffen" 

zu streichen. 

Begründung 

Mit der Bundesregierung ging der Bundesrat 
davon aus, daß durch das Ausführungsgesetz 
das Verfahren und die Einrichtungen für eine 
gemeinsame Rahmenplanung bestimmt wer- 
den. Der Bundestag hat darüber hinaus die 
Möglichkeit vorgesehen, auch allgemeine 
Richtlinien zur Durchführung der Rahmen- 
pläne zu erlassen. Der Bundesrat kann dieser 
über die Rahmenplanung hinausgehenden 
Richtlinienkompetenz nicht zustimmen, weil 
sie einen einschneidenden und der Sache 
nach nicht erforderlichen Eingriff in die Ver- 
waltungshoheit der Länder bedeutet. Eine 
Richtlinienpompetenz hätte zur Folge, daß 
sich der Bund auch in Einzelheiten an der 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben 
beteiligen und entsprechende Planungs- und 
Aufsichtsbehörden einrichten müßte. Abge- 
sehen hiervon dürfte eine Richtlinienkompe- 
tenz des Bundes die Qualität der Sachent- 
scheidung nicht verbessern, da hierfür in 
erster Linie die größere Orts- und Sachnähe 
maßgebend ist. 


6, Zu Artikel I Nr. 5 (Artikel 104 a) 

a) Artikel 104 a Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Bundesgesetze über die Gewährung 
von Geldleistungen bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates. Das Gesetz kann be- 
stimmen, daß der Bund die Geldleistungen 
trägt; in diesem Falle wird es im Aufträge 
des Bundes ausgeführt." 

Begründung 

Nach der vom Bundestag verabschiedeten 
Fassung könnten Geldleistungsgesetze auch 
gemeinsam von Bund und Ländern finanziert 
werden. Eine solche Regelung widerspricht 
jedoch dem erklärten Ziel der Finanzreform, 
die Finanzierungszuständigkeiten zwischen 
Bund und Ländern klar abzugrenzen. Diese 
Bedenken werden durch die vorgeschlagene 
Fassung ausgeräumt. 


Satz 1 sieht die Zustimmung des Bundes- 
rates bei allen Geldleistungsgesetzen vor. 
Schon im ersten Durchgang hatte der Bundes- 
rat seine Zustimmung in den Fällen für not- 
wendig erachtet, in denen die Länder die 
Geldleistungen tragen. Auf eine Ausnahme 
für die Fälle, in denen Geldleistungsge- 
setze nach Artikel 87 ff. GG in bundeseigener 
Verwaltung ausgeführt werden, ist wegen 
des engen finanzwirtschaftlichen Zusammen- 
hangs zwischen den Ausgaben des Bundes 
und der Länder und deshalb verzichtet wor- 
den, um sicherzustellen, daß insbesondere 
ein Ausbildungsförderungsgesetz unabhän- 
gig von seiner Vollzugsform der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf. Dies ist wegen der 
engen Verzahnung der individuellen Aus- 
bildungsförderung mit der Bildungspolitik 
und wegen der besonderen finanziellen und 
planerischen Auswirkungen auf die von Län- 
dern und Gemeinden zu unterhaltenden Bil- 
dungseinrichtungen geboten. Satz 2 läßt es 
als Ausnahme von Artikel 104 a Abs. 1 zu, 
daß der Bund die Zweckausgaben eines Geld- 
leistungsgesetzes trägt, auch wenn das Ge- 
setz von den Ländern ausgeführt wird. In 
diesen Fällen sollen Geldleistungsgesetze 
im Aufträge des Bundes vollzogen werden. 

b) Artikel 104 a Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Der Bund kann den Ländern für be- 
sonders bedeutsame Investitionen der Län- 
der und Gemeinden (Gemeindeverbände) 
Finanzhilfen gewähren, die erforderlich sind 

1. zur Abwehr einer Störung des Gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts oder 

2. zur Verbesserung der gemeindlichen Ver- 
kehrsverhältnisse oder zur städtebau- 
lichen Erneuerung und Entwicklung in 
den Gemeinden, 

Das Nähere, insbesondere die Arten der zu 
fördernden Investitionen, wird durch Bun- 
desgesetz, das der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, geregelt." 

Begründung 

Der Bundesrat stimmt mit dem Bundestag 
darin überein, daß in Zeiten der Rezession 
dem Bund das Recht zuerkannt werden soll, 
Maßnahmen der Konjunkturförderung in 
Ländern und Gemeinden zu unterstützen. Der 
Bundesrat hält jedoch eine generelle Investi- 
tionskompetenz des Bundes mit dem Ziele, 
die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet zu wahren, für zu weitgehend. 
Eine solche generelle Kompetenz wider- 
spricht der mit der Finanzreform beabsichtig- 
ten klaren Trennung der Verwaltungs- und 
Finanzierungszuständigkeiten. Die allgemei- 
nen Voraussetzungen der neuen Bundes- 
kompetenz müssen deshalb auch in der Ver- 
fassung klar umgrenzt werden. Der Bundes- 
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rat hält es deshalb für geboten, die in Be- 
tracht kommenden Sachgebiete auch deutlich 
zu benennen. 

Im übrigen sieht die vom Bundestag be- 
schlossene Fassung vor, daß alles Nähere 
entweder im Bundesgesetz oder aber durch 
Verwaltungsvereinbarung generell geregelt 
werden kann. Diese Fassung schließt die 
Möglichkeit nicht aus, daß die Bundesregie- 
rung mit einer Gesetzesinitiative im Gesetz- 
gebungsverfahren scheitert und dann gleich- 
wohl ihre Absicht durchsetzt, indem sie sich 
mit der beteiligten Landesregierung formlos 
einigt. Deshalb lehnt der Bundesrat die vor- 
geschlagene Ermächtigung, das Nähere durch 
Verwaltungsvereinbarung zu regeln, ab. 


7. Zu Artikel I Nr, 6 Buchstabe b (Artikel 105 
Abs. 2 a) 

Zu Artikel I Nr. 7 (Artikel 106 Abs. 6 Satz 1 
und 3) 

a) In Artikel 105 Abs. 2 a und Artikel 106 
Abs. 6 Satz 1 und 3 ist jeweils das Wort 
„herkömmlichen“ zu streichen. 

Begründung 

Nach geltendem Recht sind von der Gesetz- 
gebungszuständigkeit des Bundes die 
Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungskreis 
ausgenommen. Die neue Regelung des Arti- 
kels 105 Abs. 2 a würde die konkurrierende 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes u. a. 
auf die sonstigen, dem Steuerfindungsrecht 
der Gemeinden unterliegenden Gemeinde- 
steuern ausdehnen. Dafür besteht kein Be- 
dürfnis. 

b) In Artikel 105 Abs. 2 a sind die Worte „ört- 
lichen Verbrauch- und Aufwandsteuern" 
durch die Worte 

„örtlichen Aufwand-, Verbrauch- und Ver- 
kehrsteuern mit Ausnahme der Grund- 
erwerbsteuer und der Feuerschutzsteuer" 

zu ersetzen. 

Begründung 

Durch die vom Bundestag beschlossene Fas- 
sung der Vorschrift würde, abweichend vom 
geltenden Rechtszustand, die konkurrierende 
Gesetzgebungsbefugnis des Bundes für die 
Verkehrsteuern mit örtlich bedingtem Wir- 
kungskreis (z. B. Schankerlaubnissteuer) be- 
gründet, Der Bundesrat ist jedoch der Auf- 
fassung, daß hierfür kein Bedürfnis besteht. 
Vielmehr sollten außer den Aufwand- und 
Verbrauchsteuern auch die Verkehrsteuern 
mit örtlich bedingtem Wirkungskreis — mit 
Ausnahme der Grunderwerbsteuer und der 
Feuerschutzsteuer — nicht der konkurrieren- 
den Gesetzgebung des Bundes zugewiesen 
werden. 


8. Zu Artikel I Nr. 7 (Artikel 106) 

a) In Artikel 106 sind die Absätze 1, 2, 3 und 4 

wie folgt zu ändern: 

aa) In Absatz 1 ist die Nummer 2 wie folgt 
zu fassen: 

„2. die Verbrauchsteuern, soweit sie 
nicht nach Absatz 2 den Ländern 
oder nach Absatz 6 den Gemein- 
den zustehen,"; 

bb) in Absatz 1 ist folgende Nummer 2 a 
einzufügen: 

„2 a. die Umsatzsteuer,"; 

cc) in Absatz 2 ist Nummer 4 wie folgt zu 
fassen: 

„4. die Verkehrsteuern, soweit sie 
nicht nach Absatz 1 dem Bund zu- 
stehen," ; 

dd) die Absätze 3 und 4 sind wie folgt zu 
fassen: 

„ (3) Das Aufkommen der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer 
steht dem Bund und den Ländern ge- 
meinsam zu, soweit das Aufkommen 
nicht nach Absatz 5 den Gemeinden zu- 
gewiesen wird. Die Anteile des Bundes 
und der Länder werden durch Bundes- 
gesetz, das der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, festgesetzt. Die Festset- 
zung gilt bis zur Änderung durch ein 
Bundesgesetz. Bei der Festsetzung ist 
von folgenden Grundsätzen auszugehen: 

1. Im Rahmen der laufenden Einnah- 
men haben der Bund und die Länder 
gleichmäßig Anspruch auf Deckung 
ihrer notwendigen Ausgaben. Dabei 
ist der Umfang der Ausgaben unter 
Berücksichtigung einer mehrjährigen 
Finanzplanung zu ermitteln. 

2. Die Deckungsbedürfnisse des Bundes 
und der Länder sind so aufeinander 
abzustimmen, daß ein billiger Aus- 
gleich erzielt, eine Überbelastung der 
Steuerpflichtigen vermieden und die 
Einheitlichkeit der Lebensverhält- 
nisse im Bundesgebiet gewahrt wird. 

(4) Das Beteiligungsverhältnis an der 
Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer kann frühestens jeweils zwei 
Jahre nach dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes, welches das Beteiligungsverhält- 
nis zuletzt bestimmt hat, neu festgesetzt 
werden. Es ist neu festzusetzen, wenn 
sich das Verhältnis zwischen den Ein- 
nahmen und Ausgaben des Bundes und 
der Länder wesentlich anders entwickelt 
oder wenn den Ländern durch Bundes- 
gesetz zusätzliche Aufgaben auferlegt 
oder Einnahmen entzogen werden. Ist 
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die Mehrbelastung der Länder auf einen 
kurzen Zeitraum begrenzt, kann sie 
durch Bundesgesetz, das der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, auch durch 
Finanzzuweisungen des Bundes ausge- 
glichen werden. In dem Gesetz sind die 
Grundsätze für die Bemessung dieser 
Finanzzuweisungen und für ihre Ver- 
teilung auf die Länder zu bestimmen." 

Begründung 

Der Bundesrat erkennt die Notwendigkeit 
eines großen Steuerverbundes nicht an. Er 
verweist insofern auf die im ersten Durch- 
gang des Finanzreformgesetzes abgegebene 
Begründung. Auch die inzwischen von der 
Bundesregierung und dem Bundestag vorge- 
brachten Argumente vermögen den Bundes- 
rat nicht zu überzeugen. Der große Steuer- 
verbund schafft keine Stabilisierung der 
Steuerverteilung. Es spricht aus finanzpoliti- 
scher Sicht nichts dafür, daß die Einnahmen 
von Bund und Ländern sich gleichmäßig ent- 
wickeln müssen. Denn die am stärksten 
wachsenden Aufgaben — nämlich die Sozial- 
investitionen, die Investitionsfolgekosten 
sowie die Personalkosten vor allem im Bil- 
dungswesen — werden weiterhin vorwie- 
gend bei Ländern und Gemeinden entstehen. 
Ein Blick auf die Vergangenheit zeigt, daß 
ein großer Steuerverbund für die Länder 
zu untragbaren Ergebnissen geführt hätte. 
Wäre er 1958 eingeführt worden, dann hät- 
ten die Länder bis einschließlich 1966 über 
4 Mrd. DM weniger Steuereinnahmen erhal- 
ten als nach dem geltenden Verbundsystem. 
Ein großer Steuerverbund hätte deshalb die 
Länder dazu gezwungen, laufend auf eine 
Änderung des Beteiligungsverhältnisses von 
Bund und Ländern zu drängen. Damit wäre 
das Gegenteil der vom Bundestag angestreb- 
ten Befriedung des Beteiligungsverhältnisses 
erreicht worden. Auch in der Zukunft würde 
ein großer Steuerverbund der erkennbaren 
Bedarfsentwicklung bei Ländern und Ge- 
meinden klar zuwiderlaufen und zu häufige- 
ren Änderungen der Steuerverteilung zwin- 
gen als der bisherige Verbund. 

Es muß sichergestellt sein, daß das Beteili- 
gungsverhältnis für mindestens zwei Jahre 
festgesetzt wird, um auf diese Weise eine 
größere Stabilität der Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern zu erreichen und 
bessere Voraussetzungen für eine mittel- 
fristige Finanzplanung zu schaffen. Dabei 
geht der Bundesrat davon aus, daß das Ini- 
tiativrecht des Bundesrates im Gesetzge- 
bungsverfahren durch die vorgeschlagenen 
Änderungen zu Artikel 76 Abs. 3 und Ar- 
tikel 77 Abs. 2 a verbessert wird. 

b) Artikel 106 Abs. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Nach näherer Bestimmung eines Bun- 
desgesetzes, das der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, erhalten die Gemeinden 


einen Anteil vom Gesamtaufkommen der 
Einkommensteuer nach Artikel 107 Abs. 1 
Satz 1, der von den Ländern auf der Grund- 
lage der Einkommensteuerleistungen der 
Einwohner an ihre Gemeinden weiterzulei- 
ten ist (Gemeindeanteil). Das Bundesgesetz 
kann bestimmen, daß das Aufkommen für 
den Wohnsitz nach vereinfachten Grundsät- 
zen für Gemeinden oder Gemeindeverbände 
ermittelt und auf einen Teil der Einkommen- 
steuer begrenzt wird. Das Gesetz kann auch 
bestimmen, daß die Gemeinden Hebesätze 
für den Gemeindeanteil festsetzen." 

Begründung 

Der Bundesrat ist mit dem Vorschlag des 
Bundestages, den Gemeinden einen Anteil 
am Aufkommen der Einkommensteuer zuzu- 
billigen, einverstanden. Er hält es jedoch aus 
verfassungsrechtlichen Gründen für geboten, 
daß der Gemeindeanteil von den Ländern an 
ihre Gemeinden weitergeleitet wird. Dadurch 
sollen direkte staatsrechtliche Beziehungen 
zwischen Bund und Gemeinden ausgeschlos- 
sen werden, die mit der föderalistischen 
Ordnung des Grundgesetzes nicht zu verein- 
baren wären. Darüber hinaus ist der Bundes- 
rat der Auffassung, daß die im Bundestag 
beschlossene Fassung, die eine Verteilung 
des Gemeindeanteils „unter Berücksichti- 
gung" der Einkommensteuerleistungen vor- 
sieht, zu weitgehend und zu unbestimmt ist. 
Sie würde Eingriffe des Bundesgesetzgebers 
in die kommunalen Finanzausgleiche der 
Länder ermöglichen, die verfassungspolitisch 
nicht zu vertreten wären. 

c) Artikel 106 Abs, 6 Satz 1 ist wie folgt zu 
fassen: 

„Das Aufkommen der Realsteuern steht 
den Gemeinden, das Aufkommen der ört- 
lichen Verbrauch- und Aufwandsteuern steht 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu." 

Begründung 

In Satz 1 sollten die Gemeindeverbände hin- 
sichtlich des Aufkommens der Verbrauch- 
und Aufwandsteuern miterwähnt werden. 

d) In Artikel 106 Abs. 6 ist folgender neuer 
Satz 5 einzufügen: 

„Von der Umlage stehen dem Bund und den 
Ländern die gleichen Anteile zu, die nach 
Absatz 3 für die Aufteilung des Aufkommens 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer gelten." 

Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 
6 und 7. 

Begründung 

Die Bundestagsfassung enthält im Gegen- 
satz zur Regierungsvorlage keine Regelung 
darüber, wie eine Gewerbesteuerumlage auf- 
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geteilt werden soll. Die Aufteilung könnte 
also nach dem Ermessen des Bundesgesetz- 
gebers erfolgen. Es erscheint erforderlich, die 
grundsätzliche Regelung der Aufteilung 
einer Gewerbesteuerumlage im Grundgesetz 
zu treffen. 

e) Artikel 106 Abs. 7 Satz 1 ist wie folgt zu 
fassen: 

„Von dem Länderanteil an dem Aufkommen 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer fließt den Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden insgesamt ein von der Landes- 
gesetzgebung zu bestimmender Hundertsatz 
zu." 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die Änderungs- 
vorschläge zu den vorangegangenen Absät- 
zen. 


9. Zu Artikel I Nr. 8 (Artikel 107) 

a) Nr. 8 ist wie folgt zu fassen: 

,8. Artikel 107 Abs. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Das Aufkommen der Landes- 
steuern, der Länderanteil an dem Auf- 
kommen der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer sowie an einer Um- 
lage an dem Aufkommen der Gewerbe- 
steuer stehen den einzelnen Ländern in- 
soweit zu, als die Steuern von den Finanz- 
behörden in ihrem Gebiet vereinnahmt 
werden (örtliches Aufkommen). Durch 
Bundesgesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, können nähere Be- 
stimmungen über die Abgrenzung und 
Zerlegung des örtlichen Aufkommens ein- 
zelner Steuern (Steueranteile) getroffen 
werden." ' 

b) Artikel 107 Abs. 2 wird in der geltenden Fas- 
sung wiederhergestellt. 

Begründung 

1. Zu Artikel 107 Abs. 1 

Es gehört zu den Grundsätzen einer bun- 
desstaatlichen Finanzverfassung, daß die 
Landessteuern und der Landesanteil an 
einer Steuerverbundmasse aus einer 
Steuerquelle des Landes geschöpft wer- 
den sollen. Die Bundesregierung selbst 
hat in der Regierungsvorlage zur Finanz- 
verfassung 1955 (BT-Drucksache 480 der 
2. Wahlperiode S. 69) gefordert, daß dem 
Land Steuern zugewiesen werden sollen, 
die „aus der Wirtschaftskraft des Landes 
fließen und seiner Wirtschaftsstruktur 
entsprechen". Von einer Steuer aus dem 
Land kann nur gesprochen werden, wenn 
der Steuergegenstand es zuläßt, sie nach 


dem örtlichen Steueraufkommen zu ver- 
teilen und wenn das örtliche Steuerauf- 
kommen tatsächlich den Verteilungs- 
schlüssel bildet. 

Der Bundestag hat Artikel 107, in dessen 
Absatz 1 die Verteilung nach dem ört- 
lichen Aufkommen geregelt ist, gestri- 
chen. Damit wird die Möglichkeit eröff- 
net, durch Bundesgesetz die Verteilungs- 
grundsätze nach dem freien Ermessen des 
Bundesgesetzgebers zu regeln. Die Ver- 
teilung der Steuern auf die Länder hat 
jedoch nach objektiven, sich aus der Ver- 
fassung ergebenden Merkmalen und nicht 
nach dem Ermessen des Bundesgesetzge- 
bers zu geschehen. Jede andere Regelung 
würde im übrigen auch in Widerspruch 
zu der allseits angestrebten Stabilität der 
Steuerverteilung stehen. 

Im übrigen muß vermieden werden, daß 
der Länderanteil an der Gewerbesteuer- 
umlage durch Bundesgesetz anders als 
nach dem Örtlichen Aufkommen auf die 
Länder verteilt werden kann. Es ist des- 
halb notwendig, im Grundgesetz zu be- 
stimmen, daß auch das Aufkommen an 
einer Gewerbesteuerumlage den einzel- 
nen Ländern nach dem örtlichen Aufkom- 
men zusteht. 

2. Zu Artikel 107 Abs. 2 

Entgegen der Auffassung des Bundes- 
tages muß der horizontale Finanzaus- 
gleich bestehen bleiben. Auch die Bun- 
desregierung ging noch in der Regie- 
rungsvorlage - — ebenso wie die Troeger- 
Kommission ■ — davon aus, daß sich das 
System des Länderfinanzausgleichs be- 
währt hat und beizubehalten ist. Dieses 
System ermöglicht es, Unterschiede in 
der Finanzausstattung einzelner Länder 
durch einen intensivierten Länderfinanz- 
ausgleich abzubauen. Der Bundesrat 
darf in diesem Zusammenhang auf 
seinen Initiativgesetzentwurf zur Ände- 
rung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 
vom 15. November 1968 verweisen. Auf 
der Grundlage dieses Gesetzentwurfs 
kann eines der Ziele der Finanzreform, 
nämlich die Intensivierung des Länder- 
finanzausgleichs, erreicht werden. Eine 
völlige Nivellierung der Finanzkraft 
wäre jedoch finanzpolitisch verfehlt, weil 
sie das Interesse und den Willen der 
Länder lähmen würde, aus eigener Ini- 
tiative auf eine Verbesserung ihrer Wirt- 
schafts- und Finanzkraft hinzuwirken. 

10. Zu Artikel I Nr. 9 (Artikel 108) 

Artikel 108 Abs. 3 und 4 sind wie folgt zu 
fassen; 

„(3) Soweit die Steuern dem Bund zufließen, 
werden die Landesfinanzbehörden im Aufträge 
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des Bundes tätig. Artikel 85 Abs. 3 und 4 gilt 
entsprechend. 

(4) Durch Bundesgesetz, das der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, kann bei der Verwal- 
tung von Steuern ein Zusammenwirken von 
Bundes- und Landesfinanzbehörden vorgesehen 
werden. Die Verwaltung der den Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) zufließenden Steuern 
kann durch die Länder ganz oder zum Teil den 
Gemeinden (Gemeindeverbänden) übertragen 
werden."' 

Begründung 

1. Zu Artikel 108 Abs. 3 


Der Bundesrat ist im übrigen der Auffassung, 
daß die Auftragsverwaltung im Rahmen der 
Steuerverwaltung für den Bund keine wei- 
tergehenden Befugnisse beinhalten kann als 
in den sonstigen Fällen der Auftragsverwal- 
tung. Artikel 85 Abs. 3 und 4 ist daher un- 
verändert anzuwenden. 

2. Zu Artikel 108 Abs. 4 

Der Bundesrat verweist insofern auf die im 
ersten Durchgang zu diesem Absatz gege- 
bene Begründung. Die Gegenäußerung der 
Bundesregierung hat keine überzeugenden 
Gesichtspunkte ergeben, die eine Änderung 
des vom Bundesrat eingenommenen Stand- 
punktes rechtfertigen können. 


11. Zu Artikel I Nr. 1 1 (Artikel 1 10) 

Artikel 110 Abs. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Der Bundesrat sieht in der gleichzeitigen Zu- 
stellung des Bundeshaushalts an Bundesrat und 
Bundestag keine Gewähr für eine entscheidende 
Beschleunigung des Gesetzgebungsverfahrens. 
Vielmehr sprechen wichtige verfassungspoliti- 
sche Gründe gegen eine derartige Regelung. Die 


gleichzeitige Zustellung des Bundeshaushalts an 
Bundesrat und Bundestag würde die Beschluß- 
fassung des Bundesrates im ersten Durchgang 
zur Bedeutungslosigkeit herabmindern. Die Stel- 
lungnahme des Bundesrates im ersten Durchgang 
erhält gerade dadurch Gewicht, daß sie zu- 
sammen mit dem Bundeshaushalt dem Bundes- 
tag vorgelegt wird. 

Es besteht auch keine Notwendigkeit, die dem 
Bundesrat eingeräumte Frist zur Stellungnahme 
bei Vorlagen zur Änderung des Haushaltsge- 
setzes und des Haushaltsplanes generell auf 
drei Wochen zu verkürzen. Nach Artikel 76 
Abs. 2 GG in der Fassung des Gesetzes vom 
15. November 1968 kann die Bundesregierung 
eine als besonders eilbedürftig bezeichnete 
Vorlage schon nach drei Wochen dem Bundes- 
tag zuleiten, auch wenn der Bundesrat noch 
nicht Stellung genommen hat. Sollte im Einzel- 
fall eine zwingende Notwendigkeit bestehen, 
könnte dieses Verfahren auch bei Vorlagen zur 
Änderung des Haushaltsgesetzes und des Haus- 
haltsplanes angewandt werden. 


Zu Artikel I Nr. 17 (Artikel 115 k Abs. 3) 
Artikel I Nr. 17 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Bestimmung hat im Gegensatz zu der im 
Schriftlichen Bericht des Rechtsausschusses des 
Bundestages vertretenen Auffassung (vgl. zu 
BT-Drucksache V/3605 zu Art. I Nr. 17) nicht nur 
redaktionelle, sondern erhebliche materiell- 
rechtliche Tragweite. Nach Artikel 115 c Abs. 3 
GG kann „für den Verteidigungsfall" durch 
zustimmungsbedürftiges Bundesgesetz die Ver- 
waltung und das Finanzwesen des Bundes ab- 
weichend von der Friedensverfassung geregelt 
werden. Gesetze nach Artikel 115 c Abs. 3 GG 
sind in ihrer Geltung auf den Verteidigungsfall 
beschränkt. Hiervon macht Artikel 115 k Abs. 3 
GG lediglich eine Ausnahme für Gesetze, die 
von Artikel 106 und 107 GG abweichende Rege- 
lungen treffen; sie gelten längstens bis zum 
Ende des zweiten Rechnungsjahres, das auf die 
Beendigung des Verteidigungsfalles folgt. Ohne 
nähere Begründung und im Gegensatz zur Re- 
gierungsvorlage soll diese Ausnahmeregelung 
nicht nur auf den gesamten X. Abschnitt des 
Grundgesetzes, also auf die Artikel 105 bis 115 
GG ausgedehnt werden, sondern darüber hinaus 
auch für den Abschnitt über die Gemeinschafts- 
aufgaben gelten. Hierfür ist ein Bedürfnis nicht 
erkennbar. 


Der Bundesrat ist nach wie vor der Auffas- 
sung, daß es hinsichtlich der Verwaltung 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer bei 
dem gegenwärtigen Rechtszustand zu ver- 
bleiben hat. Danach wird der Bundesanteil 
von den Ländern im Aufträge des Bundes 
und der Landesanteil als eigene Angelegen- 
heit verwaltet. Diese Aufteilung hat in der 
Praxis zu keinen Schwierigkeiten geführt. 
Eine einheitliche Steuererhebung in der Bun- 
desrepublik ist deshalb gewährleistet. 
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